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1-Euro-Dienste sind mitbestimmungspflichtig! SoPo betont 
Handlungsspielräume für Personalvertretungen 
 
 
Betriebsräte und Mitarbeitervertretungen haben ein Wörtchen mitzureden, wenn freie Träger 
und öffentliche Betriebe 1-Euro-ZwangsdienstlerInnen beschäftigen wollen. Darauf hat das 
Personalamt der Freien und Hansestadt in einem Rundschreiben vom Dezember 2004 
hingewiesen. Die so genannten 1-Euro-Jobs sind nach dem Personalvertretungsrecht auch 
dann mitbestimmungspflichtig, wenn sie im Rahmen eine Kooperationsvereinbarung mit 
einem Beschäftigungsträger eingesetzt werden. Das Personalamt weist in diesem 
Zusammenhang auf zwei aktuelle Urteile des Bundesverwaltungsgerichts hin. Danach dürfen 
Betriebsräte und Personalvertretungen etwa von Krankenhäusern auch über den Einsatz vorn 
Beschäftigten von Fremdfirmen mitbestimmen, wenn diese in das Weisungs- und 
Aufsichtrecht des Krankenhauses eingegliedert sind. Die Sozialpolitische Opposition 
Hamburg betont die Bedeutung dieser Richtersprüche für die aktuelle Diskussion um 1-Euro-
Arbeitsgelegenheiten: 
 
"Die Betriebsräte und Personalvertretungen können auf dieser Grundlage den Einsatz von 
ZwangsdienstlerInnen auch bei Kooperationen etwa mit der HAB wirksam kontrollieren und 
reglementieren. Sie können die Geschäftsleitungen zum Abschluss von entsprechenden 
Betriebsvereinbarungen zwingen. Selbst wenn eine Einrichtung eine 1-Euro-Kraft als 
Vertretung für einen kranken Hausmeister einstellen möchte, ist das mitbestimmungspflichtig. 
Der Betriebsrat kann in diesem Falle darauf bestehen, dass ein regulärer (befristeter) 
Arbeitvertrag geschlossen wird, der dem/der Beschäftigten alle ArbeitnehmerInnenrechte 
zugesteht. Wir hoffen sehr, dass Betriebsräte und Personalvertretungen diese Möglichkeiten 
nutzen, um reguläre Beschäftigungsverhältnisse zu schützen und um die Rechte von 1-Euro-
JobberInnen zu stärken." 
 
 
Anlage: Schreiben des Personalamtes 
 
Bei Rückfragen: Dirk Hauer, Tel.: 0160-91 45 99 79 
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